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Olympische Winterspiele 2014 in Sotschi 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Sportgroßveranstaltungen nehmen Einfluss auf Politik und Gesetzgebung, 
Wirtschaftsstrukturen, Städteplanung und kommunale Rahmenbedingungen 
sowie soziale Gruppen und kulturelle Tradition. Sportgroßveranstaltungen 
haben somit eine vielschichtige gesellschaftliche Funktion. Probleme müssen 
gerade deshalb von allen Beteiligten in einem transparenten und nachvoll- 
ziehbaren Prozess gelöst werden. Umgekehrt ist die Autonomie des Sports 
durch Massenmedien, immer höher getriebene Ansprüche sowie die zuneh- 
mende Instrumentalisierung und Kommerzialisierung beeinflusst. Autokrati- 
sche Regime reißen sich mittlerweile um sportliche Großveranstaltungen, 
denn sie sehen die Chance, sich der Welt so zeigen zu können, wie sie gerne 
gesehen werden möchten. 

Großveranstaltungen können demokratisierende Wirkung entfalten. Mit den 
Stars kommen Journalistinnen und Journalisten, Besucherinnen und Besucher 
und stellen Fragen. Dieser Effekt verpufft jedoch meist genauso schnell, wie er 
entstanden ist. Kurz nach der Fußball-Europameisterschaft teilte die Bundes- 
regierung mit, die Menschenrechtslage in der Ukraine gebe unverändert An- 
lass zur Sorge (Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 1 des 
Abgeordneten Volker Beck (Köln) auf Bundestagsdrucksache 17/10460). Die 
Hoffnungen auf eine unmittelbar spürbare Verbesserung der Menschenrechts- 
lage nach der Europameisterschaft hätten sich nicht erfüllt. Gleiches galt nach 
dem Eurovision Song Contest in Aserbaidschan. Presse-, Meinungs-, Informa- 
tions- und Versammlungsfreiheit unterliegen weiterhin denselben Beschrän- 
kungen wie vor dem Gesangswettbewerb. Das erinnert an die Olympischen 
Spiele in Peking 2008. Auch sie sollten China helfen, sich zu öffnen. In- 
zwischen ist offensichtlich, dass diese Begründung für die Vergabe der Spiele 
naiv war. Das Regime zensiert, inhaftiert und kontrolliert wie zuvor. 

Die bloße Hoffnung, mit kurzer aber großer Aufmerksamkeit ein Regime ver- 
ändern zu können, ist also falsch. Boykotts sind als Lösungsansatz nicht zu 
empfehlen. Sie verhindern nur, dass die Machenschaften der Autokraten nach 
außen dringen und lassen die Betroffenen allein. Eine Lösung könnte also da- 
rin liegen, die Vergabekriterien neu zu definieren. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 25. Jidi 2013 über- 
mittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Im Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Vergabekriterien für 
Sportgroßveranstaltungen fortentwickeln - Menschen- und Bürgerrechte bei 
Sportgroßveranstaltungen stärker berücksichtigen“ (Bundestagsdrucksache 
17/9982) wird die Bundesregierung aufgefordert, mit Sportorganisationen und 
Sportverbänden sowie Nichtregierungsorganisationen (NGO) zusammenzuar- 
beiten, um menschen- und bürgerrechtliche Standards bei der Vergabe und 
Durchführung von Sportgroßveranstaltungen stärker in den Mittelpunkt zu 
rücken. In der öffentlichen Anhörung zu dem Antrag vom 15. Mai 2013 im 
Sportausschuss des Deutschen Bundestages sind viele Aspekte der Frage offen 
geblieben, ob Sportverbände ihrer Verantwortung gerecht werden, insbeson- 
dere im Hinblick auf die Olympischen Winterspiele 2014 in Sotschi. 

Das Internationale Olympische Komitee (IOC) hat im Juli 2007 die Olympi- 
schen Winterspiele für das Jahr 2014 an Sotschi, Russland, vergeben. Die Ver- 
gabe ist noch immer höchst umstritten, da Sotschi über keinerlei bestehende 
olympiataugliche Infrastruktur verfügte. Sämtliche elf Wettkampfstätten 
mussten neu errichtet werden. Zur Durchführung dieser Arbeiten hat die russi- 
sche Regierung am 5. Dezember 2007 eigens für die Vorbereitung der Winter- 
spiele ein Gesetz erlassen (Gesetz Nr. 310-FS), das die Bauarbeiten in Natio- 
nalparks und Naturschutzgebieten in der Region Sotschi ermöglicht. 

Leidtragende der Bauarbeiten sind vor allem Anwohnerinnen und Anwohner, 
Bauarbeiter und die ökologischen Ressourcen der Region. Dies zeigt sich 
anhand von Hinweisen auf massive Umweltverschmutzungen, Menschen- und 
Arbeitsrechtsverletzungen („Race to the bottom“, Studie von Human Rights 
Watch, 6. Februar 2013) sowie einer Vervierfachung der veranschlagten Kos- 
ten. 


1 . ln welcher Form werden Menschenrechtskriterien nach Kenntnis der Bun- 
desregierung bei der Vergabe von Sportgroßveranstaltungen im Allgemei- 
nen und in welcher Form wurden diese bei der Vergabe der Olympischen 
Winterspiele 2014 nach Sotschi im Besonderen berücksichtigt? 

Die Vergabe von Sportgroßveranstaltungen erfolgt unmittelbar durch den je- 
weiligen internationalen Sportverband. Auskünfte zu den Vergabekriterien kön- 
nen daher ausschließlich durch die einzelnen Sportverbände gemacht werden. 

Bei der Vergabe Olympischer Spiele verpflichten sich Ausrichterstädte gemäß 
der Olympischen Charta und dem Code of Ethics, die darin enthaltenen Ver- 
pflichtungen einzuhalten. So werden die Ausrichterstaaten im Code of Ethics 
(Ziffer E.l) dazu angehalten, die fundamentalen Prinzipien der Olympischen 
Idee und der Olympischen Charta, insbesondere den Gedanken der Menschlich- 
keit, Brüderlichkeit und die Achtung des Einzelnen zu respektieren. Die Bun- 
desregierung geht davon aus, dass diese Voraussetzungen auch bei der Vergabe 
der Olympischen Winterspiele 2014 nach Sotschi berücksichtigt wurden; wei- 
tere Erkenntnisse hierzu liegen nicht vor. 


2. Wie schätzt die Bundesregierung die Menschenrechtslage in der Region 
des Nordkaukasus ein, die an den Austragungsort der Olympischen Winter- 
spiele 2014 grenzt, und welche Entwicklungen nimmt sie in dieser Region 
wahr? 

Die Bundesregierung schätzt die Menschenrechtslage im Nordkaukasus weiter- 
hin als besorgniserregend ein, dies gilt insbesondere für die Teilrepublik Tsche- 
tschenien. Sorgen bereiten Berichte über Entführungen und außergerichtliche 
Tötungen, Einschüchterung und Übergriffe auf Journalisten und Menschen- 
rechtsverteidiger, über mangelhafte Strafverfolgung, sowie über Diskriminie- 
rung und Gewalt gegen Frauen. 
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Die Beseitigung dieser Defizite mahnt die Bundesregierung gegenüber der rus- 
sischen Seite wiederholt und regelmäßig, bilateral und im Rahmen internationa- 
ler Organisationen an. ln diesem Zusammenhang fordert die Bundesregierung 
die russische Seite auch zur vollständigen Umsetzung der Urteile des Europä- 
ischen Gerichtshofs für Menschenrechte auf, die zum großen Teil den Nordkau- 
kasus betreffen. 


3. Sind der Bundesregierung Berichte von Human Rights Watch über die Ver- 
schärfung der Gangart Russlands gegen Umweltaktivistinnen und -aktivis- 
ten und Journalistinnen und Journalisten im Vorfeld der Olympischen Win- 
terspiele 2014 im Allgemeinen sowie im Speziellen im Hinblick auf Suren 
Gazaryan und Olga Loginova bekannt, und welche Konsequenzen zieht sie 
aus ihnen? 

Die Bundesregierung hat Kenntnis von Berichten von Organisationen wie 
Human Rights Watch über Schwierigkeiten für die Arbeit von Umweltaktivis- 
ten und Journalisten im Vorfeld der Olympischen Winterspiele 2014. Die 
Bundesregierang hat den Umgang staatlicher Stellen mit Zivilgesellschaft und 
Öffentlichkeit in Russland mehrfach deutlich gegenüber ihren rassischen Ge- 
sprächspartnern kritisiert. 


4. Wie schätzt die Bundesregierung das Risiko, dass angesichts der zuneh- 
menden Einschränkungen der Rechte auf freie Meinungsäußerung sowie 
auf Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit in Russland („Russland Re- 
port Under Threat - clampdowns against freedom of expression assembly 
and association“, Amnesty International, 19. April 2013) auch mögliche 
Proteste am Rande der Olympischen Spiele gewaltsam unterdrückt werden, 
ein? 

a) Mit welchen konkreten Maßnahmen wird sie darauf einwirken, dass 
friedliche Proteste im Umfeld der Olympischen Spiele unter Beachtung 
menschenrechtlicher Standards stattfinden? 

b) Mit welchen konkreten Maßnahmen wird sie darauf einwirken, dass 
Journalisten darüber ungehindert berichten können? 

Es ist nicht auszuschließen, dass im Falle von Protesten am Rande der Olympi- 
schen Spiele diese nicht genehmigt oder aufgelöst werden. Im Übrigen wird auf 
die Antwort zu Frage 5 verwiesen. 


5. Hat die Bundesregierang Menschenrechtsverletzungen bei der Vorberei- 
tung zu den Olympischen Winterspielen 2014 in Gesprächen mit dem 
Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB), dem IOC oder der rassischen 
Regierung thematisiert? 

a) Wenn ja, mit welchem Ergebnis? 

b) Wenn nein, warum nicht, und plant sie, dies in Gesprächen zu themati- 
sieren? 

Die Bundesregierung ist mit dem Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB), 
dem Internationalen Olympischen Komitee (IOC) und der Regierung der Rus- 
sischen Föderation zu einer Reihe von Themen im Gespräch, zu der auch die 
Lage der Menschenrechte in Russland gehört. 
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6. Welche Auswirkungen haben nach Kenntnis der Bundesregierung die Ver- 
schärfungen des russischen Gesetzes über die Nichtregierungsorganisatio- 
nen (sogenanntes Agentengesetz), wonach sich auslandsfinanzierte Nicht- 
regierungsorganisationen, die politisch oder meinungsbildend tätig sind, 
als „ausländische Agenten“ deklarieren und in ein spezielles Register ein- 
tragen lassen müssen, auf die Beteiligung der Zivilgesellschaft an den Vor- 
bereitungen der Olympischen Winterspiele 2014 in Sotschi? 

Welche Auswirkungen erwartet die Bundesregierung für die Zeit der 
Spiele, wenn organisierte Sportlerinnen und Sportler, Journalistinnen und 
Journalisten und Besucherinnen und Besucher nach Russland kommen? 

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis über Folgen der in der Frage genann- 
ten Änderungen des „Gesetzes über Nichtkommerzielle Organisationen“ für die 
Beteiligung der Zivilgesellschaft an den Vorbereitungen der Olympischen Win- 
terspiele 2014 in Sotschi. 

Dessen ungeachtet bleibt die Bundesregierang bei ihrer grundsätzlichen Hal- 
tung, dass das Gesetz in der jetzigen Form negative Auswirkungen auf die 
Entwicklung der rassischen Zivilgesellschaft und ihre Zusammenarbeit mit 
Partnern im Ausland hat. Diese Kritik hat die Bundesregierung wiederholt 
gegenüber der rassischen Seite vorgebracht. 

Die Bundesregierung kann keine Prognosen über die Auswirkungen des neuen 
„Gesetzes über Nichtkommerzielle Organisationen“ auf die o. g. Personengrap- 
pen für die Zeit der Olympischen Spiele treffen. Unmittelbare Wirkung ent- 
falten die Gesetzesänderangen nur für rassische Nichtregierangsorganisationen. 


7. Welche Auswirkungen wird nach Einschätzung der Bundesregierung das 
von der Staatsduma am 11. Juni 2013 beschlossene Gesetz gegen „Propa- 
ganda nicht-traditioneller sexueller Beziehungen“ auf die Olympischen 
Winterspiele 2014 in Sotschi haben, insbesondere im Hinblick auf: 

a) die Teilnahme homosexueller, bisexueller und transsexueller Sportlerin- 
nen und Sportler an den Olympischen Winterspielen 2014 in Sotschi, 

Flomosexualität ist in Russland nicht strafbar. Jedoch ist die Akzeptanz von 
Flomo-, Bi- und Transsexualität in Russland gering. Aufgrund des föderalen 
Gesetzes gegen „Propaganda nicht-traditioneller sexueller Beziehungen“ dro- 
hen Ausländern bei Weitergabe von Informationen, öffentlicher Demonstration 
und Unterstützung von Flomosexualität Geldstrafen, bis zu 15 Tage Haft und 
die Ausweisung aus der Russischen Föderation. Auf diese besonderen straf- 
rechtlichen Vorschriften weist das Auswärtige Amt in seinen Reise- und Sicher- 
heitshinweisen für Russland hin. 

b) die Berichterstattung durch russische und ausländische Journalistinnen 
und Journalisten über die Olympischen Winterspiele 2014, 

Ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der allgemeinen Berichterstattung 
über die Olympischen Winterspiele 2014 in Sotschi und dem rassischen Gesetz 
gegen „Propaganda nicht-traditioneller sexueller Beziehungen“ ist aus Sicht der 
Bundesregierung nicht erkennbar. 

c) die Besucherinnen und Besucher der Olympischen Winterspiele 2014 in 
Sotschi und 

Auf die Antwort zu Frage 7a wird verwiesen. 
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d) das Engagement von Organisationen (wie etwa dem DOSB) und 
Einzelpersonen im Einsatz gegen HIV/Aids im Rahmen der Olympi- 
schen Winterspiele 2014 in Sotschi? 

Nach Einschätzung der Bundesregierung könnte das Gesetz gegen „Propaganda 
nicht-traditioneller sexueller Beziehungen“ bei weiter Auslegung die Arbeit 
von Organisationen und Personen, die sich im Bereich der HIV/Aids-Auf- 
klärung und -Prävention engagieren, beeinträchtigen. Diese Tatsache hat die 
Bundesregierang gegenüber Russland mehrfach und deutlich kritisiert. 


8. Wie schätzt die Bundesregierung die Auswirkungen eines ähnlichen Ge- 
setzes (vgl. Jens Siegert „Russland: Anders leben wird immer gefähr- 
licher“ vom 1. August 2012), das in der Austragungsregion der Winter- 
spiele (Krasnodarskij Kraj) auf der regionalen Ebene bereits seit 2012 in 
Kraft ist, auf die Teilnahme von LGBT-Sportlerinnen und -Sportlern, 
-Trainerinnen und -Trainern sowie -Besucherinnen und -Besuchern 
(LGBT = Lesben, Schwule, Bisexuelle und Transgender) an den Olympi- 
schen Spielen in Sotschi? 

Auf die Antwort zu Frage 7a wird verwiesen. 


9. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der Tatsache, dass 
die russische Justiz die Registrierung der NGO „Pride House in Sotschi“, 
die während der Olympischen Spiele mit einem „Pride House“ einen Ort 
für den Abbau von Vorurteilen gegen LGBT-Sportlerinnen und -Sportler 
sowie für Förderung von Toleranz und Gleichberechtigung schaffen 
wollte, u. a. unter Hinweis auf Extremismus abgelehnt hat (vgl. 
www.sova-center.ru/misuse/news/persecution/2012/08/d25133/)? 

Die Bundesregierung bedauert die Ablehnung der Registrierung der NGO 
„Pride Flouse in Sotschi“ im August 2012. Sie sieht diese im Kontext der 
schwieriger werdenden Rahmenbedingungen für die Arbeit von Organisatio- 
nen, die sich für die Stärkung von Rechten homosexueller Minderheiten in 
Russland engagieren. Die Bundesregierung wird sich bilateral und im multilate- 
ralen Rahmen weiterhin für die Stärkung von Rechten sexueller Minderheiten 
in Russland einsetzen und die Entwicklung insgesamt aufmerksam beobachten. 


10. Ist während und kurz vor den Olympischen Winterspielen 2014 in Sotschi 
nach Kenntnis der Bundesregierung eine erleichterte Visa- Vergabe oder 
eine Visa-freie Einreise nach Russland geplant? 

a) Wenn ja, für wen? 

Nach Kenntnis der Bundesregierung erwägt die rassische Regierung, den ak- 
kreditierten Mitgliedern der olympischen Familie, darunter das Internationale 
Olympische Komitee, Athleten, Medienvertretern, Vertretern der Internationa- 
len Sportverbände und der Nationalen Olympischen Komitees, eine visafreie 
Einreise für die Olympischen Spiele 2014 in Sotschi zu ermöglichen. Über 
mögliche Visa-Erleichterungen und visafreie Einreise nach Russland während 
der Olympischen Spiele in Sotschi 2014 für andere Personengrappen liegen der 
Bundesregierung bisher keine Informationen vor. 
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b) Wenn ja, gelten diese Erleichterungen auch für russische Staatsbürge- 
rinnen und Staatsbürger bei geplanten Reisen ins Ausland? 

Bei Visaerleichterungen und -befreiungen anlässlich von internationalen Groß- 
sportereignissen ist Reziprozität grundsätzlich nicht üblich. 


11. Unterstützt die Bundesregierung im Rahmen der Vorbereitung der Olym- 
pischen Winterspiele 2014 in Sotschi Initiativen der russischen Zivil- 
gesellschaft? 

a) Wenn ja, welche, und in welcher Form? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

Die Bundesregierung unterstützt die russische Zivilgesellschaft kontinuierlich 
in vielfältigen Bereichen, weit über den Anlass der Olympischen Winterspiele 
2014 in Sotschi hinaus. 


12. Ist der Bundesregierung der Bericht von Human Rights Watch („Creating 
Sochi Olympic site comes at high cost for local residents“, 28. Februar 
2013) über ausbleibende Kompensationszahlungen an Personen, deren 
Wohnungen im Zuge der Vorbereitungen auf die Olympischen Winter- 
spiele 2014 zwangsgeräumt wurden, bekannt, und welche Konsequenzen 
zieht sie aus ihm? 

Der Bundesregierung ist der Bericht bekannt. Die Umsetzung der Entscheidun- 
gen russischer Gerichte über Kompensationszahlungen liegt in der Verantwor- 
tung russischer Behörden. 


13. Wie schätzt die Bundesregierung die Nachhaltigkeit und die langfristigen 
Folgen der Olympischen Winterspiele 2014 in Sotschi ein, und worin 
sieht sie vor diesem Hintergrund einen Mehrwert für die ansässige Bevöl- 
kerung? 

Mit Vergabe der Olympischen Winterspiele 2014 in Sotschi hat sich das russi- 
sche Organisationskomitee einer Reihe von Verpflichtungen gemäß der Olym- 
pischen Charta unterworfen, zu der auch Nachhaltigkeitsaspekte sowie die 
Berücksichtigung und Einschätzung von Folgeauswirkungen gehören. Über 
mögliche langfristige Folgen der Olympischen Winterspiele 2014 in Sotschi 
spekuliert die Bundesregierung nicht. 


14. Hat die Bundesregierung in Gesprächen mit dem vom auch für Sport zu- 
ständigen Bundesminister des Innern, Dr. Hans-Peter Friedrich, öffentlich 
unterstützten lOC-Präsidentschaftskandidat Thomas Bach („Den Straf- 
tatbestand Sportbetrug halte ich für sinnvoll“, FAZ, 6. Juni 2013) auf die 
Bedeutung von Menschenrechten bei der Vergabe und Durchführung von 
Sportgroßveranstaltungen hingewiesen? 

a) Wenn ja, mit welchem Ergebnis? 

b) Wenn nein, mit welcher Begründung, und sind Gespräche diesbezüg- 
lich geplant? 

Ein Gespräch der Bundesregierung mit dem IOC-Präsidentschaftskandidaten 
Thomas Bach ist geplant. Gesprächsthemen sind bisher nicht festgelegt. 
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15. Ist der Bundesregierung der Vorschlag von Human Rights Watch in der 
Studie „Race to the bottom“ vom 6. Februar 2013 bekannt, einen ständi- 
gen Ausschuss für Menschenrechte oder ähnliche Mechanismen einzu- 
richten, um Menschenrechte in Gastgeberländern zu beobachten (der 
Ausschuss würde Maßstäbe für potenzielle Olympia-Gastgeber festlegen 
und umsetzen, unter anderem in den Bereichen des Arbeitsrechts, der 
Pressefreiheit, der Zwangsräumungen, der Versammlungs- und Mei- 
nungsfreiheit), und welche Konsequenzen zieht sie daraus? 

a) Wenn ja, welche Schritte wird die Bundesregierung unternehmen, um 
den IOC in der Umsetzung solch eines Mechanismus zu bestärken? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

Der Bundesregierung ist die Studie bekannt. Seine interne Organisationsstruk- 
tur legt das IOC selbst fest. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 5 verwie- 
sen. 


16. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus dem von 
Human Rights Watch in der Studie „Race to the bottom“ vom 6. Februar 
2013 dokumentierten Versäumnis vonseiten der State Corporation 
Olympstroy, Arbeitsrechte auf dem Gelände der Olympischen Spiele 
während der Vorbereitungen für Olympia 2014 in Sotschi angemessen zu 
schützen? 

Der Bundesregierung sind Berichte über Verstöße gegen geltendes russisches 
Arbeitsrecht auf den verschiedenen Baustellen in Sotschi bekannt. Die zustän- 
digen russischen Behörden haben in den letzten Jahren auf derartige Berichte 
reagiert und führen regelmäßige Arbeitsinspektionen durch. 


17. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, dass es sich bei den Ergeb- 
nissen der Studie von Human Rights Watch um emstzunehmende Fälle 
arbeitsrechtlicher Verstöße handelt? 

a) Wenn ja, welche Schlussfolgerungen zieht sie daraus? 

b) Wenn nein, mit welcher Begründung? 

Auf die Antwort zu Frage 16 wird verwiesen. 


18. Hat die Bundesregierung die von Human Rights Watch in der Studie 
„Race to the bottom“ vom 6. Febmar 2013 dokumentierten Arbeitsrechts- 
verletzungen bei der Vorbereitung zu den Olympischen Winterspielen 
2014 in Gesprächen mit dem DOSB, dem IOC oder der russischen Regie- 
rung thematisiert? 

a) Wenn ja, was war die Reaktion des jeweiligen Gesprächspartners? 

b) Wenn nein, mit welcher Begründung? 

Auf die Antwort zu Frage 5 wird verwiesen. 
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19. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus Baumängeln 
bei der Vorbereitung auf die Olympischen Winterspiele 2014 („Eiskalt in 
die Spiele“, FOCUS, 6. Februar 2013) sowie vorgenommenen Baumaß- 
nahmen auf ehemaligen Sumpflandschaften („Unter einer Schicht aus Sä- 
gemehl“, FAZ, 10. April 2013) in Bezug auf die Qualität der Planung und 
Nachhaltigkeit der Olympischen Winterspiele 2014? 

Die Beurteilung von etwaigen, im Zuge der Baumaßnahmen für die Olympi- 
schen Winterspiele 2014 in Sotschi aufgetretenen Baumängeln fällt in die allei- 
nige Zuständigkeit des IOC und der beteiligten Behörden in Russland. 


20. Hat die Bundesregierung Gespräche über die Nachnutzungspläne des für 
die Olympischen Winterspiele 2014 neu gebauten Stadions, welches 
ebenfalls bei der WM 2018 genutzt werden soll („Sotschi - Chaos und 
Schikane“, Welt am Sonntag, 3. Februar 2013), für die Zeit nach der WM 
2018 mit Russland geführt, und wenn ja, mit welchem Ergebnis? 

Wenn nein, warum nicht, und beabsichtigt sie diese noch zu führen, und 
wenn ja, mit welcher Zielrichtung? 

Die Beurteilung der Nachnutzungspläne der für die Olympischen Winterspiele 
2014 zu errichtenden Sportstätten ist Aufgabe des IOC und der zuständigen Be- 
hörden in Russland. 


2 1 . Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregiemng aus Berichten über 
die Kostenexplosion von anfangs rund 9 Mrd. Dollar auf zwischenzeitlich 
ca. 37,5 Mrd. Dollar bei der Vorbereitung auf die Olympischen Winter- 
spiele 2014 („Abrutschende Neubauten“, FAZ, 29. März 2013), insbeson- 
dere in Bezug auf die Finanzierbarkeit von Sportgroßveranstaltungen für 
finanzschwächere Staaten? 

Die Bundesregierung hat keine eigenen Erkenntnisse über die Kosten der in 
Sotschi zu errichtenden Sportstätten. Grundsätzlich wird jedoch seitens der 
Bundesregierung der Gesichtspunkt von Kostensteigerungen im Zusammen- 
hang mit der Ausrichtung von Sportgroßveranstaltungen kritisch betrachtet. 
Aus diesem Grunde wurde diese Thematik auch auf die Agenda der 5. Welt- 
sportministerkonferenz (MINEPS V) gesetzt. In der am 30. Mai 2013 einstim- 
mig verabschiedeten Berliner Erklärung werden die internationalen Sportver- 
bände aufgerufen, die finanziellen, technischen und politischen Anforderungen 
an Sportgroßveranstaltungen abzusenken, damit mehr Länder in die Lage ver- 
setzt werden, Gastgeber solcher Veranstaltungen zu werden. Im Übrigen wird 
auf die Antwort zu den Fragen 19 und 20 verwiesen. 


22. Wie groß ist nach Kenntnis der Bundesregiemng das Ausmaß der Um- 
weltschäden, die in Sotschi durch die Vorbereitung der Olympischen 
Winterspiele 2014 entstanden sind, und hat sie dieses Thema in Gesprä- 
chen mit dem DOSB, dem IOC oder der russischen Regierung angespro- 
chen? 

a) Wenn ja, wann, auf welcher administrativen Ebene und mit welchen 
Ergebnissen haben diese Gespräche stattgefunden? 

b) Wenn nein, mit welcher Begründung? 

Die Bundesregierung verfügt über keine Kenntnis über das Gesamtmaß der in- 
folge der Vorbereitung der XXII. Olympischen Winterspiele 2014 in Sotschi 
entstandenen Umweltschäden und umgewidmeten Naturschutzflächen. Aus- 
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weislich der dem Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit (BMU) vorliegenden Informationen dienten die Planungen der 
Olympischen Spiele auch der wirtschaftlichen und touristischen Entwicklung 
der Region. 

Im Rahmen ihrer Möglichkeiten und Gremien setzt sich die Bundesregierung 
national, bilateral wie auch international für eine nachhaltige, Umwelt und Na- 
tur schonende Vorbereitung sowie Durchführung von Groß-(sport-)veranstal- 
tungen ein. 

Innerhalb der Bundesregierung hat das BMU als Beitrag zur klimafreundlichen 
Ausgestaltung der Planungen für Sotschi die Erstellung eines entsprechenden 
Konzepts durch die Deutsche Energieagentur (dena) unterstützt, in dem den für 
die Planung der Olympischen Spiele zuständigen föderalen Behörden und re- 
gionalen Akteuren Energieeffizienzpotenziale, u. a. in Gebäuden, sowie Ein- 
satzmöglichkeiten fortschrittlicher Technologien im Bereich emeuerbarer Ener- 
gien und Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) aufgezeigt wurden. 

Im Rahmen eines Treffens der Ständigen Arbeitsgruppe „Naturschutz und bio- 
logische Vielfalt“ am 14./ 15. Mai 2009 in Sotschi hat das BMU für den Schutz 
des Weltnaturerbegebiets Westkaukasus sowie weiterer betroffener Natur- 
schutzgebiete, wie des Nationalparks Sotschi, geworben und der russischen 
Seite Wissens- sowie Erfahrungsaustausch und technische Unterstützung ange- 
boten. BMU hat ferner den Präsidenten des Internationalen Rennrodelverban- 
des auf die unbefriedigende Planungssituation einer Bobbahn inmitten des 
Schutzgebiets Westkaukasus hingewiesen und war Mitglied der ersten UNEP- 
Reise nach Sotschi im April 2008. Konkretes Ergebnis dieser Initiativen war die 
Verlegung der Bobbahn aus dem Schutzgebiet heraus. 

Auch das UNESCO-Welterbe Komitee hat sich in den vergangenen Jahren re- 
gelmäßig mit dem Erhaltungszustand des Gebietes im Westkaukasus befasst. 
Insbesondere äußerte das Komitee bereits 2007 große Bedenken im Hinblick auf 
die für 2014 geplanten Olympischen Winterspiele in Sotschi. Das Komitee for- 
derte den Vertragsstaat auf sicherzustellen, dass die Olympischen Spiele und die 
damit verbundenen Inffastrukturmaßnahmen keine negativen Auswirkungen 
auf den herausragenden Wert als Weltnaturerbe - den sogenannten „Outstanding 
Universal Value (OUV)“ — haben. Von russischer Seite wurde mehrfach ver- 
sichert, dass nur existierende Infrastruktur renoviert bzw. wieder aufgebaut wer- 
den solle und im Weltnaturerbegebiet keine neue Infrastruktur geplant sei. 


23 . ln welchem Umfang werden für die Olympischen Winterspiele 2014 nach 
Kenntnis der Bundesregiemng Naturschutzflächen zu Wintersportgelände 
umgewidmet? 

a) Ist das Weltnaturerbe „Westkaukasus“ von den Bauarbeiten betroffen? 

b) Wie viele Bauprojekte werden im Nationalpark Sotschi durchgeführt? 

24. Hat die Bundesregierung in Gesprächen mit dem DOSB, dem IOC oder 
der russischen Regierang die Verschmutzung des Flusses Msymta 
(„Olympia 2014: Protest gegen Umweltsünden in Sotschi“ RIA Novosti 
vom 7. Februar 2013) durch die Bauarbeiten der Auto- und Bahntrasse 
zwischen Adler und Krasnaja Poljana angesprochen? 

a) Wenn ja, mit welchem Ergebnis? 

b) Wenn nein, mit welcher Begründung? 

Auf die Antwort zu Frage 22 wird verwiesen. 
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25. Liegen der Bundesregierung neue Erkenntnisse über die Tötung herrenlo- 
ser Hunde und Katzen anlässlich der Olympischen Winterspiele 2014 vor 
(vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 16 des 
Abgeordneten Hans-Christian Ströbele auf Bundestagsdrucksache 17/ 
13394)? 

Der Bundesregierung liegen keine neuen Erkenntnisse über die Tötung herren- 
loser Hunde und Katzen vor. Die Bundesregierung wird die Situation im Vor- 
feld der Olympischen Winterspiele weiter beobachten und diese im Rahmen ih- 
rer Möglichkeiten gegenüber den zuständigen Stellen ansprechen. 


26. Wie schätzt die Bundesregierung die Sicherheitslage bei den Olympi- 
schen Winterspielen 2014 angesichts der instabilen regionalen Sicher- 
heitssituation ein, und welche Konsequenzen zieht sie aus dieser Ein- 
schätzung? 

Die Bundesregierung kann keine Prognose über die Sicherheitslage während 
der Olympischen Winterspiele 2014 in Sotschi abgeben. 


27. Hat die Bundesregierung Kenntnisse über das Sicherheitskonzept für die 
Olympischen Winterspiele 2014 in Sotschi, und falls ja, wie schätzt die 
Bundesregierung ihre Konformität mit allgemeinen Menschenrechtsstan- 
dards ein? 

Der Bundesregierung liegen keine Kenntnisse zum Sicherheitskonzept der Rus- 
sischen Föderation anlässlich der Olympischen Winterspiele 2014 in Sotschi 
vor. Nach Kenntnis der Bundesregierung entsprechen die geplanten Maßnah- 
men im Rahmen des Sicherheitskonzepts dem Forderungskatalog des Veran- 
stalters (IOC) und beruhen auf den in den letzten Jahren üblichen Verfahren an- 
lässlich solcher internationalen Großveranstaltungen. 


28. Beabsichtigt die Bundesregierang im Rahmen der Olympischen Winter- 
spiele 2014 durch Beamtinnen oder Beamten der Bundespolizei oder Per- 
sonal der Sicherheitsbehörden der Bundesrepublik Deutschland die rassi- 
schen Behörden durch Unterweisung oder durch eigenes Personal zu un- 
terstützen? 

Wenn ja, welche Schritte wird die Bundesregierung unternehmen, um 
sicherzustellen, dass die Polizei nicht an Maßnahmen beteiligt ist, welche 
direkt oder indirekt zu Menschenrechtsverstößen führen könnten? 

Es ist nicht beabsichtigt, die russischen Behörden anlässlich der Olympischen 
Winterspiele 2014 in Sotschi durch Beamte der Bundespolizei zu unterstützen. 
Die Bundesregierung plant, zwei Beamte des Bundeskriminalamts zur Beratung 
und Betreuung der deutschen Olympia-Mannschaft zu entsenden. Sie sollen den 
russischen Behörden auch als Ansprechpartner für Sicherheitsfragen für die 
deutsche Mannschaft zur Verfügung stehen. 
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29. Wie schätzt die Bundesregierung die politischen Auswirkungen der 
Olympischen Winterspiele 2014 in Bezug auf das angrenzende georgi- 
sche Sezessionsgebiet Abchasien und die politische Lage in Georgien ins- 
gesamt ein, und welche Konsequenzen zieht sie aus dieser Einschätzung? 

Im Oktober 2012 hat die georgische Regierung angekündigt, dass Georgien an 
den Olympischen Winterspielen 2014 in Sotschi teilnehmen wird. Die Bundes- 
regierung hat diese Entscheidung als Ausdruck des Bestrebens der neuen geor- 
gischen Regierung begrüßt, eine Entspannung im Verhältnis zu Russland zu er- 
reichen und einen Dialog über bilaterale Fragen zu entwickeln. Die Bundesre- 
gierung hat sich für das Zustandekommen dieses Dialogs eingesetzt. 

Die Bundesregierung tritt gegenüber Georgien und Russland weiter dafür ein, 
dass beide Länder die Chancen nutzen, die sich aus der Beteiligung Georgiens 
an den Olympischen Winterspielen 2014 in Sotschi für eine Annäherung erge- 
ben. Sie ist der Auffassung, dass eine pragmatische Zusammenarbeit beider 
Länder auf Gebieten wie Tourismus, Transport und Sicherheit auch dazu beitra- 
gen kann, die Rahmenbedingungen für Fortschritte bei der Lösung des Kon- 
flikts um die abtrünnige georgische Region Abchasien zu verbessern. 


30. Hat zwischen der Bundesregierung und der russischen Regierung im Vor- 
feld der Olympischen Winterspiele 2014 ein Wissenstransfer stattgefun- 
den über die mit der Ausrichtung von Sportgroßveranstaltungen verbun- 
denen Möglichkeiten und Risiken? 

a) Wenn ja, mit welchem Ergebnis? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

Ein bilateraler Austausch über die mit der Ausrichtung von Sportgroßveranstal- 
tungen verbundenen Chancen und Risiken hat nicht stattgefunden. Russland hat 
aber an der 5. Weltsportministerkonferenz im Mai 2013 (M1NEPS V) in Berlin 
teilgenommen. 


3 1 . Plant die Bundesregierung vor dem Hintergrund der Geschehnisse rund 
um die Olympischen Winterspiele 2014 in Sotschi Gespräche mit Sport- 
veranstaltem über ein „offenes, frei zugängliches und transparentes Ver- 
fahren bei der Bewerbung um und Ausrichtung von Sportgroßveranstal- 
tungen zu sorgen, um die Verantwortlichkeit aller beteiligten Interessen- 
gruppen zu stärken“ (Berliner Erklärung 2013, Punkt 2.45) und die Mög- 
lichkeit „durch Bewerbungsauflagen allen Aspekten der Nachhaltigkeit 
und Barrierefreiheit während der gesamten Planung und Durchführung 
von Sportgroßveranstaltungen Priorität einzuräumen“ (Berliner Erklä- 
rung 2013, Punkt 2.47)? 

Die Bundesrepublik Deutschland ist — wie auch alle anderen an der 5. Welt- 
sportministerkonferenz der UNESCO (MINEPS V) beteiligten Staaten - dazu 
angehalten, an einer Umsetzung der Berliner Erklärung auf nationaler Ebene zu 
arbeiten. Dazu wird noch in diesem Flerbst ein nationaler Erfahrungsaustausch 
zu allen Themengebieten von MINEPS V stattfinden. Soweit es das Bewer- 
bungsverfahren und die dabei zu beachtenden Anforderungen betrifft, liegt die 
Entscheidungshoheit jedoch weiterhin bei den internationalen Sportverbänden 
als den jeweiligen Rechteinhabern. Hierzu ist die Bundesregierung mit dem 
Dachverband des deutschen Sports, dem DOSB, im Gespräch. Auch fanden 
hierzu bereits im Vorfeld der 5. Weltsportministerkonferenz diverse Gespräche, 
etwa mit Vertretern der FIFA oder des IOC, statt. 
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